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ZIVILRECHT VA — Verkehrsrecht aktuell

Autokauf
Verzögerte Nachbesserung kann teuer werden: 
Für 52 Tage Nutzungsausfallentschädigung und noch mehr

Dass eine Nachbesserung nicht in den normalen Geschäftsgang geschoben 
werden kann, sondern „wie der Schmerzpatient beim Zahnarzt“ behandelt 
werden muss, hat schon das LG Stade entschieden (19.12.25, 2 O 65/24, 
Abruf-Nr. 252834). Wie es enden kann, wenn der Autohändler nicht ange-
messen reagiert, zeigt eine Entscheidung des AG Bad Salzungen: 4.180 EUR 
Nutzungsausfallentschädigung und die Anwaltskosten schlagen zu Buche.

Für eine Reaktion auf ein Nachbesserungsverlangen hat der gewerbliche Ver-
käufer mehr als eine Woche gebraucht, die der Verbraucher noch selbst für 
eine Mitteilung, wie es weitergehe, gesetzt hat: Die Rechtsabteilung werde sich 
melden. Tat sie aber nicht. Nach weiterem Hin und Her wurde das Fahrzeug 
drei Wochen nach der Reklamation vom Verkäufer abgeholt. Nach weiteren 20 
Tagen hat der inzwischen eingeschaltete Anwalt eine Nachfrist gesetzt, und 
nach weiteren sechs Wochen war das Fahrzeug fertig.

Das AG Bad Salzungen entschied: Das Autohaus kam bereits dadurch in Verzug, 
dass es sich auf die erste Fristsetzung zur Erklärung, wie es weitergehen soll, 
nicht gemeldet hat. Der Gerichtsgutachter hat dargelegt, die Reparatur benö-
tige drei Tage. Das Gericht hat allgemeines Verzugsrecht angewendet. Da kein 
Rücktritt erklärt wurde, kam es auf die für einen Verbrauchsgüterkauf geltende 
spezielle Regelung des § 475d Abs. 1 Ziffer 1 BGB nicht an. Und: Der Anspruch 
auf Nutzungsausfall wurde auch nicht durch den Kaufvertrag, dort Ziffer 6.8 
Nr. 1 ausgeschlossen. Denn diese Regelung verneine lediglich einen Anspruch 
auf einen Mietwagen (AG Bad Salzungen 4.6.26, 1 C 19/25, Abruf-Nr. 254607, 
eingesandt von RA Jochen Link, Villingen-Schwenningen).
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Autokauf
Änderung zum 1. August jetzt in trockenen Tüchern, 
aber mit „Beipackzettel“

In VA 26, 127 haben wir die ab dem 1.8.26 geltenden Änderungen im Kaufrecht 
auf der Grundlage der „Recht auf Reparatur“-Richtlinie dargestellt mit dem 
Hinweis, dass es evtl. noch Änderungen geben könne. Es gab bei der Verab-
schiedung des Gesetzes am 26.6. keine Änderungen. Jedoch hat der Bundes-
tag hat eine begleitende Entschließung verabschiedet.

Damit wird die Bundesregierung aufgefordert, auf europäischer Ebene auf 
Ausnahmeregelungen für Kraftfahrzeuge hinzuwirken. Wörtlich heißt es in der 
Entschließung: „Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, (…) 
sich bei der Europäischen Union dafür einzusetzen, in einem der zukünftigen 
kaufrechtlichen Rechtsetzungsverfahren entsprechende Ausnahmemöglich-
keiten von der Verlängerung des Gewährleistungsrechts für Kraftfahrzeuge 
und vergleichbar komplexe Produkte zu schaffen.“

Bundestag fordert 
Ausnahme zur Verlängerung 

der Gewährleistung bei Kfz


